Wasserrechtliches Planfeststellungsverfahren zur Verlegung des Bruchweggrabens in Göttingen: Bekanntmachung über die Anberaumung eines Erörterungstermins

Die Stadt Göttingen, vertreten durch die Göttinger Entsorgungsbetriebe, Rudolf-Wissell-Straße 5, 37079 Göttingen hat gemäß §§ 68 ff. des Wasserhaushaltsgesetzes in der derzeit gültigen Fassung (WHG) die Planfeststellung für die Verlegung des „Bruchweggrabens“ in Göttingen beantragt.
Der Antrag und die dem Antrag beigefügten Unterlagen lagen aus.
Nach § 70 WHG i. V. mit § 73 Abs. 6 Satz 1 Verwaltungsverfahrensgesetz in den jeweils derzeit gültigen Fassungen sind die rechtzeitig erhobenen Einwendungen gegen den Antrag und die Stellungnahmen der Behörden zu dem Antrag mit dem Träger des Vorhabens, den Behörden, den Betroffenen sowie den Personen, die Einwendungen erhoben haben, zu erörtern.

Hiermit wird der Termin auf

den 20. November 2019, um 14.00 Uhr im Neuen Rathaus der Stadt Göttingen, Raum Cheltenham (118), Hiroshimaplatz 1-4, 37083 Göttingen anberaumt.

Auf Folgendes wird hingewiesen:

· Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich (§ 73 Abs. 6, Satz 6 i. V. mit § 68 Abs.  1 Satz 1 VwVfG)

· Bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörterungstermin kann auch ohne ihn verhandelt und entschieden werden. Eine Pflicht zur Teilnahme besteht nicht (§ 73 Abs. 5, Nr.3 VwVfG).

· Ein Beteiligter kann sich durch einen Bevollmächtigten vertreten lassen. Die Vollmacht ermächtigt zu allen das Genehmigungsverfahren betreffenden Verfahrenshandlungen, sofern sich aus ihrem Inhalt nicht etwas anderes ergibt. Der Bevollmächtigte hat auf Verlangen seine Vollmacht schriftlich nachzuweisen (§ 14 Abs. 1 VwVfG).
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